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-   “Mannesmann-Verfahren” vorläufig eingestellt   - 
 

Die 10. große Wirtschaftsstrafkammer des Landgerichts Düsseldorf hat das soge-
nannte „Mannesmann-Verfahren“ durch einen heute (29. November 2006) verkünde-
ten Beschluss vorläufig eingestellt (§ 153a Abs. 1 und 2 StPO) und ist damit den Ein-
stellungsanträgen der sechs Angeklagten, denen zuvor bereits die Staatsanwalt-
schaft Düsseldorf zugestimmt hatte, gefolgt. 

Die Wirtschaftsstrafkammer hat die vorläufige Einstellung mit der Auflage verbunden, 
dass der Angeklagte Prof. Dr. Dr. Funk 1,0 Mio. €, der Angeklagte Zwickel 60.000 €, 
der Angeklagte Ladberg 12.500 €, der Angeklagte Dr. Esser 1,5 Mio. €, der Ange-
klagte Dr. Ackermann 3,2 Mio. € und der Angeklagte Dr. Droste 30.000 € zahlt. Die 
Zahlungen sollen zu 60% der Staatskasse und im Übrigen gemeinnützigen Einrich-
tungen zufließen.  

Zur Begründung der Entscheidung hat die 10. große Wirtschaftsstrafkammer in ihrem 
Beschluss u.a. ausgeführt: 

„Nach § 153 a Abs. 1, 2 StPO kann das Gericht mit Zustimmung der Staatsanwaltschaft und der An-
geklagten bei einem Vergehen das Verfahren vorläufig einstellen und den Angeklagten Auflagen und 
Weisungen erteilen, wenn diese geeignet sind, das öffentliche Interesse an der Strafverfolgung zu 
beseitigen und die Schwere der Schuld nicht entgegensteht.  
 
Diese Voraussetzungen sind vorliegend gegeben.  
 
Die für eine vorläufige Einstellung erforderlichen Zustimmungen liegen vor. Den Angeklagten wird 
auch (lediglich) vorgeworfen, Vergehen begangen zu haben, also solche Straftaten, für deren Grund-
tatbestand das Gesetz eine Mindeststrafe unter einem Jahr Freiheitsstrafe oder eine Geldstrafe vor-
sieht (§ 12 StGB).  
 
Der Kammer erscheinen die den Angeklagten auferlegten Zahlungen ferner geeignet, das öffentliche 
Interesse an der Strafverfolgung zu beseitigen. 
 
Die diesem Strafverfahren zugrunde liegenden Taten sollen vor weit mehr als sechs Jahren begangen 
worden sein. Es ist nicht zu übersehen, dass die - sämtlich nicht vorbestraften - Angeklagten durch 
das Strafverfahren an sich und das überragende öffentliche Interesse im Besonderen über einen lan-
gen Zeitraum hinweg einer überdurchschnittlichen Belastung ausgesetzt sind. Dies gilt namentlich für 
den Angeklagten Ladberg, gegen den Tatvorwürfe nur im Zusammenhang mit der Abgeltung der Al-
ternativpensionen erhoben werden. 
 
Für die Kammer ist ferner entscheidend, dass bedeutsame - über das vorliegende Strafverfahren hin-
aus relevante - Rechtsfragen durch das Urteil des Bundesgerichtshofs vom 21. Dezember 2005 be-
antwortet worden sind.  
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Die Bedeutung dieses Urteils, insbesondere für die objektiv bestehenden Pflichten von Aufsichtsrats-
mitgliedern bei der Betreuung des ihnen anvertrauten fremden Vermögens, wird durch die vorliegende 
Entscheidung in keiner Weise in Frage gestellt.  
Die bisherige Beweisaufnahme hat indes bestätigt, dass Anfang des Jahres 2000, als die Taten be-
gangen worden sein sollen, zahlreiche Rechtsfragen, die für das vorliegende Verfahren relevant sind, 
ungeklärt waren. Die Bandbreite der Auffassungen ernst zu nehmender Juristen zur Zulässigkeit der 
Handlungsweise der Angeklagten war - und ist immer noch - groß. Die bisherige Beweisaufnahme hat 
ferner ergeben, dass keiner der von der Mannesmann AG zu Rate gezogenen Juristen und Wirt-
schaftsprüfer den konkreten Rat gegeben hat, auf die Zuwendungen gänzlich zu verzichten. Überdies 
hatte der zuständige Abteilungsleiter der Staatsanwaltschaft die Zuwendung einer Anerkennungsprä-
mie an den Angeklagten Dr. Esser - noch vor deren Auszahlung - auf eine Strafanzeige hin überprüft, 
für zulässig und der Höhe nach für unbedenklich angesehen. 
 
Gerade diese Umstände sind ein maßgeblicher Grund dafür, dass die Schwere der (möglichen) 
Schuld der Angeklagten einer vorläufigen Verfahrenseinstellung nicht entgegen steht.  
 
Bei der Beurteilung des öffentlichen Interesses an einer weiteren Strafverfolgung ist überdies zu be-
rücksichtigen, dass ungeachtet der richtungweisenden Entscheidung des Bundesgerichtshofs tatsäch-
liche und rechtliche Fragen offen geblieben sind, deren rechtskräftige Klärung innerhalb eines über-
schaubaren Zeitraums ersichtlich nicht möglich wäre. Insofern ist anerkannt, dass das öffentliche Inte-
resse an der Strafverfolgung und die mögliche Schuld der Angeklagten mit zunehmender Verfah-
rensdauer geringer werden. Die Hinzuziehung einer Ergänzungsrichterin und zweier Ergänzungs-
schöffen, die Terminierung vorläufig bis Ende Februar 2007 und die Beauftragung eines Sachverstän-
digen für die versicherungsmathematischen Grundsätze der betrieblichen Altersversorgung mögen 
verdeutlichen, dass die Kammer der Klärung der noch offen gebliebenen tatsächlichen und rechtli-
chen Fragen zu keinem Zeitpunkt ausweichen wollte. Die Angeklagten und die Staatsanwaltschaft 
haben durch ihre Anträge in der Hauptverhandlung vom 24. November 2006 indes deutlich gemacht, 
dass sie auf eine endgültige Klärung über Schuld oder Unschuld verzichten. Der Kammer ist bewusst, 
dass sie an diese Anträge nicht gebunden ist. Sie hält unter den gegebenen Umständen in Überein-
stimmung mit der Staatsanwaltschaft eine endgültige Klärung der offen gebliebenen Fragen dieses 
Falles im Interesse der Öffentlichkeit letztlich deshalb nicht für zwingend geboten, weil  es sich dabei 
ganz überwiegend um solche Fragen handelt, die über den vorliegenden Fall hinaus nicht von allge-
meiner Bedeutung sind. Nach dem Urteil des Bundesgerichtshofs vom 21. Dezember 2005 handelt es 
sich im Wesentlichen um Fragen des subjektiven Tatbestandes sowie um den Komplex der Abfindung 
der Alternativpensionen. Angesichts der außergewöhnlichen Regelung der Alternativpensionen bei 
der Mannesmann AG wären insoweit durch die weitere Durchführung des Strafverfahrens keine Er-
kenntnisse zu erwarten, die von allgemeiner Bedeutung sind.  
 
Auf die Beweisanträge der Angeklagten hin wären zwar weitere durchaus allgemein interessierende 
tatsächliche und rechtliche Fragen, namentlich zur Vertragsgrundlage, der Anreizwirkung und der 
Frage, ob aus konzernrechtlicher Sicht tatsächlich ein Schaden entstanden ist, zu klären gewesen. 
Für das nach § 153 a StPO maßgebliche öffentliche Interesse an der weiteren Strafverfolgung lässt 
sich daraus aber nichts herleiten. Denn das öffentliche Interesse an der weiteren Strafverfolgung ist 
vom öffentlichen Interesse an der Klärung allgemein interessierender Rechtsfragen deutlich zu unter-
scheiden.  
 
Die Höhe der den einzelnen Angeklagten auferlegten Zahlungen berücksichtigt namentlich ihre unter-
schiedlichen Einkommens- und Vermögensverhältnisse, die Unterschiedlichkeit der Zahl und der 
Schwere der ihnen vorgeworfenen Taten und die unterschiedlichen Beteiligungsformen, die den An-
geklagten zur Last gelegt werden.  
 
Die Kammer ist sich bewusst, dass die Höhe der Auflagen nicht die Beträge erreicht, die einzelnen 
Angeklagten zugeflossen sind. Die Kammer hält dies vor allem deshalb für gerechtfertigt, weil die 
Vodafone plc, die im Zeitpunkt der Zahlungen die bei weitem überwiegende Zahl der Aktien der Man-
nesmann AG hielt, sich mit den Zuwendungen einverstanden erklärt hatte. Lediglich etwa 2 % der 
Aktien wurden im Zeitpunkt der Zahlungen nicht von der Vodafone plc gehalten.  
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Die Höhe der dem Angeklagten Dr. Ackermann auferlegten Zahlung mag gemessen an seinen außer-
ordentlich guten Einkommensverhältnissen als gering erscheinen. Insoweit konnte die Kammer - auch 
wenn sich der Angeklagte Dr. Ackermann hierauf nicht berufen hat - nicht unberücksichtigt lassen, 
dass gegen ihn als Gesamtgeldstrafe maximal 720 Tagessätze zu je 5.000,- € (§§ 40 Abs. 2 S. 2, 54 
Abs. 2 StGB), also insgesamt 3,6 Millionen €, hätten verhängt werden dürfen. Die Begrenzung des 
einzelnen Tagessatzes auf maximal 5.000,- € mag angesichts der heute erzielten Spitzenverdienste 
unverständlich erscheinen; sie ist aber geltendes Recht. Die genannten Vorschriften sind für die Be-
messung der Geldauflage zwar nicht unmittelbar verbindlich; ihre mittelbare Bedeutung folgt hier aber 
daraus, dass eine Geldauflage nach § 153 a Abs. 2 S. 2 StPO in einem angemessenen Verhältnis zu 
der Sanktion stehen muss, die bei einer Verurteilung zu erwarten gewesen wäre.  
 
Die Kammer übersieht nicht, dass gegen eine Verfahrenseinstellung nach § 153 a Abs. 2 StPO - ge-
rade in den letzten Tagen - vielfältige Kritik laut geworden ist. Sie hat sich mit den insoweit 
vorgetragenen Argumenten, soweit sie sachlicher Natur sind, auseinandergesetzt.  
Die Einschätzung, die Angeklagten würden sich „freikaufen“, teilt die Kammer nicht.  Wenn man die in 
§ 153 a StPO getroffene Regelung aber plakativ als ein „Freikaufen“ ansieht, so kann nicht unberück-
sichtigt bleiben, dass im Jahre 2003 von deutschen Gerichten 126.174 Verfahren gegen Auflagen 
eingestellt worden sind. Es bedarf keiner näheren Darlegung, dass die in diesen Fällen Angeklagten 
ganz überwiegend nicht über besonders hohe Einkünfte oder Vermögen verfügten. Es kann deshalb 
als nachgewiesen angesehen werden, dass § 153 a StPO keine Vorschrift ist, die Reiche begünstigt. 
Gerade mit Blick auf das in Art. 3 GG verankerte Gleichheitsgebot teilt die Kammer indes die Ein-
schätzung der Staatsanwaltschaft, dass von der Anwendung der Vorschrift begüterte Angeklagte 
auch nicht ausgenommen werden dürfen.“ 

Der Vorsitzende der 10. große Wirtschaftsstrafkammer, Vorsitzender Richter am 
Landgericht Stefan Drees, hat in der Hauptverhandlung vom heutigen Tage vor der 
Verkündung des Beschlusses über die vorläufige Verfahrenseinstellung angemerkt: 

„Bei einigen Prozessbeobachtern ist offenbar zunächst der Eindruck entstanden, die Kammer sei von 
den am Schluss der Sitzung vom 24. November 2006 gestellten Einstellungsanträgen überrascht wor-
den.  
 
Tatsächlich haben sämtliche zur Entscheidung berufenen Mitglieder der Kammer - einschließlich der 
Hauptschöffen - am 22. November 2006 Kenntnis davon erlangt, dass die Verteidiger beabsichtigten, 
zum Schluss der Sitzung vom 24. November 2006 eine vorläufige Einstellung des Verfahrens nach § 
153 a StPO zu beantragen.  Ferner war ihnen bekannt, dass die Staatsanwaltschaft beabsichtigte, 
dieser Anregung noch in derselben Sitzung zuzustimmen. 
 
Soweit die Berufsrichter an den in der Erklärung der Staatsanwaltschaft vom 24. November 2006 er-
wähnten Vorgesprächen zuvor beteiligt waren, haben sie stets deutlich gemacht, dass sie eine vorläu-
fige Einstellung des Verfahrens nach § 153 a StPO nicht anregen würden. Die Kammer hatte deshalb 
keine Veranlassung, auf die Vernehmung von Zeugen am 24. November 2006 zu verzichten.  
  
Die Berichterstattung gibt ferner Veranlassung darauf hinzuweisen, dass die heute zu treffende Ent-
scheidung nach § 76 Abs.1 S.1 GVG nicht von dem Vorsitzenden allein, sondern der Kammer zu tref-
fen ist. Die Hauptschöffen und die beisitzenden Richter sind an ihr mit dem gleichen Stimmrecht betei-
ligt wie der Vorsitzende.“ 
 

Düsseldorf, 29. November 2006 

Dr. Thole 
Pressedezernent des Landgerichts 


